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HBeſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 8 Ausgegeben Danzig, den 27. März 1929 


Inhalt. Geſetz zur Aenderung des Kraftfahrzeugſteuergeſetzes vom 28. Dezember 1921 (S. 37). — Geſetz zur 
Aenderung des übernommenen (Reichs-) Stempelgeſetzes (S. 42). — Zweite Verordnung über Jahresarbeitsverdienſte 
(Durchſchnittsheuern) in der See⸗Unfallverſicherung nach der Reichsverſicherungsordnung (S. 45). — Geſetz über bie 
Altersverſorgung der Hebammen (S. 48). — Geſetz über den Finanzausgleich (S. 50). — Druckfehlerberichtigung 
zum Geſetz betreffend Einrichtung von Arbeitnehmer-Ausſchüſſen vom 31. Auguſt 1928 (Geſetzbl. S. 173) und der Wahl⸗ 
ordnung vom 23. September 1928 (Geſetzbl. S. 189) (S. 50). \ 


11 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
zur Aenderung des Kraftfahrzeugſteuergeſetzes vom 28. Dezember 1921 — Geſetzbl. 1922 S. 24. 
Vom 18. 3. 1929. 


Artikel!. 

Das Kraftfahrzeugſteuergeſetz vom 28. Dezember 1921 — Geſ. Bl. 1922 S. 24 in der durch 
das Geſetz vom 2. November 1923 — Geſ. Bl. S. 1271 — und die Verordnung vom 16. November 
1923 — Geſ. Bl. S. 1280 — abgeänderten Faſſung wird, wie folgt, geändert: 

J. In § 1 werden in Abſatz 1 die Worte „die zur Beförderung von Perſonen oder Gütern zu 

Lande dienen“ und „oder Plätze“ ſowie der ganze Abſatz 2 geſtrichen. 

II. In § 2 erhält der Abſatz 1 folgende Faſſung: 

(1) Von der Steuer ſind befreit: 

1. Krafträder mit einem Hubraum von nicht mehr als 200 Kubikzentimeter; 

2. Kraftfahrzeuge, die ausſchließlich der Beförderung (Fortbewegung) von Geräten von 
und zur Arbeitsſtätte und dem Antrieb dieſer Geräte dienen; ferner Kraftfahrzeuge, 
die dieſen Zwecken in landwirtſchaftlichen Betrieben dienen, auch dann, wenn gleid- 
zeitig Perſonen oder Güter befördert werden; 

3. im Beſitze des Staates oder der Gemeinden (Gemeindeverbände) befindliche Kraft: 
fahrzeuge, ſoweit ſie ausſchließlich im Feuerlöſchdienſte, zur Krankenbeförderung, zum 
Wegebau oder zur Straßenreinigung verwendet werden; 

4. Kraftfahrzeuge, die ausſchließlich im Dienſte der Polizei verwendet werden, jedoch 
nicht Perſonenkraftfahrzeuge mit weniger als acht Sitzplätzen. 

Der Abſatz 2 wird geſtrichen. 
III. In 8 3 wird in Satz 2 das Wort „dauernden“ durch „gewöhnlichen“ erſetzt. 

Ferner wird als Abſatz 2 folgende Vorſchrift hinzugefügt: 

(2) Iſt ein Kraftfahrzeug nach den verkehrspolizeilichen Beſtimmungen zugelaſſen, ſo iſt 
Steuerſchuldner der, für den das Kraftfahrzeug zugelaſſen iſt. Hat dieſer im Inland weder 
Wohnſitz noch gewöhnlichen Aufenthalt, ſo iſt Steuerſchuldner, wer das Kraftfahrzeug im In⸗ 
land benutzt. 

IV. Der § 4 erhält folgende Faſſung: 
(1) Die Steuer beträgt für die Dauer eines Jahres für 
1. Krafträder (Kraftfahrzeuge), die auf nicht mehr als 3 Rädern laufen und deren 
Eigengewicht in betriebsfertigem Zuſtand 350 Kilogramm nicht überſteigt) mit An⸗ 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 4. 4. 1929.) 


trieb durch Verbrennungsmaſchine für je 100 Kubikzentimeter Hubraum oder einen 
Teil davon .. 10 Gulden, 
für Krafträder BE die‘ ausschließlich ber Gnterbeforberung dienen nicht über den 
Betrag der Steuer für einen Laſtkraftwagen — ſ. Ziffer 3 — des gleichen Eigen— 
gewichts hinaus. 
Perſonenkraftwagen mit Antrieb durch Verbrennungsmaſchine, ausgenommenen Kraft— 
omnibuſſe, für je 100 Kubikzentimeter Hubraum oder einen Teil davon 15 Gulden. 
Die Steuer ermäßigt ſich bei einem Eigengewicht des . Kraftfahr⸗ 
zeugs bis einſchließlich 
750 kg um 15 vom Hundert, 
1000 „ ” 10 ” ” 
1250 ” ” 5 ” ” 
ihres Betrages; fie ermäßigt ſich um weitere 30 v. H. des nach den vorſtehenden Beſtim⸗ 
mungen feſtgeſetzten Betrages für die gewerbsmäßig dem öffentlichen Verkehr 
dienenden als ſolche polizeilich zugelaſſenen Kraftdroſchken. 
Kraftomnibuſſe und Laſtkraftwagen mit Antrieb durch Verbrennungsmaſchine für 
je 200 Kilogramm Eigengewicht des e Kraftfahrzeugs oder einen Teil 
Dabnn 383750 He; 
. eleftrijd oder mit Dampf BITTER iaſtfabe e ee Sen ohne 
Güterladeraum für je 200 Kilogramm Eigengewicht des betriebsfertigen Kraftfahr— 
zeugs oder einen Teil davon. . . „„ „1975 Gulden 
(2) Auf Kraftfahrzeuge mit Antrieb durch e eee die porſtehend nicht be⸗ 
ſonders aufgeführt find, ijt der Steuerſatz nach Abſ. 1 Nr. 4 anzuwenden. 
(3) Iſt ein Kraftfahrzeug der in Abſ. 1 unter Nr. 3 genannten Art nicht auf allen Rädern 
mit Luftbereifung verſehen, ſo erhöht ſich der Steuerſatz um ein Zehntel. 
V. Der 8 5 erhält folgende Faſſung: 
Der Hubraum iſt gemäß näherer Beſtimmung des Senats zu berechnen, dieſer kann auch 
Beſtimmungen über die Feſtſtellung des Eigengewichts der betriebsfertigen Fahrzeuge und die 
Unterſcheidungsmerkmale der einzelnen Fahrzeugarten treffen. 


VI. Die §§ 6 und 7 erhalten folgende Faſſung: 


§ 6. 


(1) Die Steuer ijt vor der Benutzung des Kraftfahrzeugs gegen Löſung einer Steuerkarte 
zu entrichten. 


er (2) Die Steuerfarte wird für die Dauer eines Jahres, eines Halbjahres oder eines Viertel— 
ö jahres ausgeſtellt. Die Steuer beträgt für die Halbjahreskarte die Hälfte, für die Vierteljahres- 
karte ein Viertel der Jahresſteuer. 


(3) Die Steuer kann auf Antrag in viertel- oder halbjährlichen gleichen Teilen entrichtet 
werden, ſofern die einzelnen Teilzahlungen den Betrag von 50,— Gulden erreichen. 
Der Senat kann nähere Beſtimmungen zur Durchführung dieſer Vorſchrift treffen, insbeſondere 
auch darüber, unter welchen Vorausſetzungen der Antrag abgelehnt werden kann. Die Vor— 
ſchrift im § 87 des Steuergrundgeſetzes findet ſinngemäße Anwendung. 

(4) Mit jeder Steuerzahlung, die ſich auf einen Zeitraum von weniger als ein Jahr be— 
zieht (Zahlungen auf eine Vierteljahres- oder Halbjahreskarte gemäß Abi. 2; Teilzahlungen 
gemäß Abſ. 3), ijt ein Aufgeld zu entrichten. 

Das Aufgeld beträgt bei einer Zahlung für ein 

Bierteljaht . . . 1 . 6 vom Hundert 
des für dieſen Selten u zahlenden Steuer betdgs, hel einer 

Zahlung für ein ; 
halbes Jahr .. .... 3 vom Hundert 
des für dieſen ee zu ande Steeb 


5 a 
Bei Berechnung der Steuer und der Teilzahlungen einſchließlich des Aufgeldes gemäß § 6 
Abſ. 4 eg Bruchteile eines Guldens auf volle Gulden nach oben abzurunden. 


VII. In 8 8 treten an die Stelle der Abſätze 2 und 3 folgende Beſtimmungen als Abſätze 2—4: 


VIII. 


IX. 


X. 


(2) Stellt der Steuerſchuldner während der Gültigkeitsdauer der Steuerkarte an Stelle des 
bisherigen ein anderes Kraftfahrzeug ein, ſo kann er die Karte auf das neue Fahrzeug um⸗ 
ſchreiben laſſen, wenn die Steuer für das neue Fahrzeug Ni nicht höher als für das bisherige 
Fahrzeug berechnet. 

(3) Wird ein Kraftfahrzeug während der Gültigkeitsdauer der Steuerkarte dergeſtalt um: 
gebaut, daß dadurch die Steuer für das Fahrzeug ſich nicht höher als bisher berechnet, ſo 
kann der Steuerſchuldner die Steuerkarte auf das umgebaute Fahrzeug umſchreiben laſſen. 
Wird während der Gültigkeitsdauer der Steuerkarte ein Kraftfahrzeug dergeſtalt umgebaut 
oder die Bereifung eines Kraftfahrzeugs in den im 8 4 Abſ. 3 bezeichneten Fällen dergeſtalt 
geändert, daß dadurch die Steuer für das Fahrzeug ſich höher als bisher berechnet, ſo iſt 
für das Fahrzeug eine neue Steuerkarte zu löſen. 

(4) Tritt während der Gültigkeitsdauer einer Steuerkarte ein Wechſel in der Perſon des 
Steuerſchuldners ein, ſo kann der neue Steuerſchuldner die Karte auf ſeinen Namen um⸗ 
ſchreiben laſſen; in dieſem Falle beſchränkt I eine Steuerſchuld auf den für die Karte nod zu 
entrichtenden Betrag. 

Hinter § 8 werden als § 8a folgende neuen Beſtimmungen eingefügt: 

(1) Für die Beſteuerung der Benutzung von Kraftfahrzeugen, die nach den verkehrspolizei⸗ 
lichen Beſtimmungen unter Verwendung von Probefahrtkennzeichen vorgenommen werden kann, 
gelten in Abweichung von den SS 3, 4 und § 8 die Vorſchriften in Wb). 2 bis 4. 

(2) Steuerſchuldner iſt derjenige, dem das Probefahrtkennzeichen zugeteilt iſt. Die Steuer 
beträgt für eine Steuerkarte: auf die Dauer eines Jahres 

für Probefahrtkennzeichen, die für Kraftfahrzeuge jeder Art gelten . . 375 Gulden, 

für Probefahrtkennzeichen, die nur für Krafträder gelten ... 75 Gulden. 

Die Steuerkarte kann außer auf die in § 6 Abſ. 2 genannten Zeiträume 

auch auf die Dauer von 4 bis 15 Tagen ausgeſtellt werden, die Steuer für 

je einen Tag beträgt für Probefahrtkennzeichen, die für Kraftfahrzeuge jeder 

Art gelten ‘ine 5 1 Gulden. 

(3) ene e oa mit anerfäunten: Sahperitänbiden zur Verwendung bei 
der techniſchen Prüfung von Kraftfahrzeugen zugeteilt werden, find von der Steuer befreit. 

(4) Der Senat iſt ermächtigt, nähere Beſtimmungen zur Ausführung dieſer „ zu 
erlaſſen. F 
In $ 9 erhalten die Abſätze 1 und 4 folgende Faſſung: 

(1) Die Ausſtellung der Steuerkarte iſt ſpäteſtens drei Tage vor der Benutzung des 
Kraftfahrzeugs, bei benutzten Kraftfahrzeugen ſpäteſtens drei Tage vor Ablauf der Gültig- 
keitsdauer der alten Steuerkarte, in den Fällen des § 8 Abſ. 3 Satz 2 ſpäteſtens drei Tage 
vor der Benutzung des umgebauten oder mit anderer Bereifung verſehenen Fahrzeugs bei der 
Steuerſtelle zu beantragen. Die Umſchreibung der Steuerkarte iſt im Falle des § 8 Abſ. 2, 


Abſ. 3 Satz 1 ſpäteſtens drei Tage vor der Benutzung des neuen oder umgebauten Fahr 


zeugs, im Falle des § 8 Abſ. 4 ſpäteſtens drei Tage vor der Benutzung durch den neuen 
Steuerſchuldner bei der Steuerſtelle zu beantragen. 

(2) unverändert. 

(3) unverändert. 

(4) Für ſteuerfreie Fahrzeuge (§ 2) ijt vor der Benutzung eine Beſcheinigung über die 
Steuerfreiheit zu beantragen. Der Senat kann nähere Beſtimmungen zur Durchführung dieſer 
Vorſchrift erlaſſen. 

Der § 10 erhält folgende Faſſung: a 

(1) Soweit nach den verkehrspolizeilichen Beſtimmungen für Kraftfahrzeuge eine Zulaſſung 
vorgeſchrieben iſt, darf die Zulaſſungsbehörde die Zulaſſungsbeſcheinigung erſt aushändigen, 
wenn die Steuerkarte oder die Beſcheinigung über die Steuerfreiheit vorgelegt wird oder die 
Steuerſtelle beſtätigt hat, daß den Vorſchriften über die Entrichtung der Kraftfahrzeugſteuer 
genügt iſt. 

(2) Solange ein Kraftfahrzeug der in Ab]. 5 genannten Art bei der Zulaſſungsbehörde 
nicht abgemeldet oder ein Probefahrtkennzeichen der Zulaſſungsbehörde nicht zurückgeliefert iſt, 
gelten die Vorausſetzungen der Steuerpflicht als gegeben. Im Falle nicht rechtzeitiger Löſung 
einer neuen Steuerkarte oder nicht rechtzeitiger Entrichtung der Steuer hat die Zulaſſungs— 
behörde auf Antrag der Steuerſtelle die Ablieferung oder Einziehung der Zulaſſungsbeſchei— 
nigung und die Vernichtung des Dienſtſtempels auf dem Kennzeichen zu bewirken. 


aaa Er 


XI. 
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Hinter § 11 werden als § 11 a, § 11b und § llc folgende neuen Beſtimmungen eingefügt: 
§ lla. 

(1) Iſt ein Kraftfahrzeug, das nach den verkehrspolizeilichen Beſtimmungen zugelaſſen iſt, 
während der Gültigkeitsdauer der Steuerkarte bei der Zulaſſungsbehörde abgemeldet worden, 
ſo iſt auf Antrag gegen Rückgabe der Steuerkarte für den Reſt ihrer Gültigkeitsdauer ein 
Teil der Steuer gemäß den Vorſchriften in Abſ. 2 und 3 zu erſtatten oder, ſoweit ſie noch 
nicht gezahlt iſt, zu erlaſſen. 

(2) Für jeden vollen Monat, der nach Abmeldung des Fahrzeugs bei der Zulaſſungs⸗ 
behörde liegt und für den die Steuer bereits entrichtet iſt, wird ein Betrag in Höhe von 


einem Zwölftel der Jahresſteuer erſtattet. Noch ausſtehende Teilzahlungen gemäß § 6 Abſ. 3, 


XII. 


XIII. 


die nach der Abmeldung des Fahrzeugs bei der Zulaſſungsbehörde fällig werden, werden 
erlaſſen. 5 

(3) Der nach den Vorſchriften in Abſ. 1 und 2 zu erſtattende Betrag iſt auf volle Gulden 
nach unten abzurunden. Ein Betrag unter 5,— Gulden wird nicht erſtattet. 

(4) Wird eine Steuerkarte gemäß § 8 Abſ. 2 oder 8 8 Abi. 3 Satz 1 umgeſchrieben, ſo 
findet eine Erſtattung der Steuer nicht ſtatt. 

(5) In den in $ 8 Abſ. 3 Satz 2 bezeichneten Fällen finden hinſichtlich der alten Steuer— 
karte die Vorſchriften in Abſ. 1 bis 3 ſinngemäß Anwendung mit der Maßgabe, daß an 
Stelle des Zeitpunkts der Abmeldung bei der Zulaſſungsbehörde der Tag tritt, der dem Be— 
ginn der Gültigkeitsdauer der neuen Steuerkarte vorhergeht. 


§ 11 b. 

(J) Soll ein Kraftfahrzeug, für das nach den verkehrspolizeilichen Beſtimmungen eine Zu— 
laſſung nicht erforderlich iſt, nicht bis zum Ablauf der Gültigkeitsdauer der Steuerkarte zum 
Befahren öffentlicher Wege benutzt werden und wird dies der Steuerſtelle unter Rückgabe 
der Steuerkarte angezeigt, fo finden die Vorſchriften des § 11 4 Abſ. 1 bis 4 ſinngemäß An⸗ 
wendung mit der Maßgabe, daß an Stelle des Zeitpunkts der Abmeldung bei der Zulaſſungs⸗ 
behörde der Zeitpunkt tritt, an dem die Anzeige und die Steuerkarte bei der Steuerſtelle 
eingegangen ſind. b } 

(2) Sit ein Probefahrtkennzeichen während der Gültigkeitsdauer der Steuerkarte der Zu⸗ 
laſſungsbehörde zurückgeliefert worden, ſo finden die Vorſchriften des § lla Abſ. 1 bis 3 
ſinngemäß Anwendung mit der Maßgabe, daß an Stelle des Zeitpunkts der Abmeldung bei 
der Zulaſſungsbehörde der Zeitpunkt tritt, an dem das Probefahrtkennzeichen der Zulaſſungs— 
behörde zurückgeliefert iſt. 

8 Tic; 

(1) Zur Geltendmachung des Anſpruchs nach $ 11 a, 11b iſt der berechtigt, auf deſſen 
Namen die Steuerkarte lautet. | 

(2) Der Antrag ijt bis zum Ablauf der Gültigkeitsdauer der Steuerkarte bei der Steuer: 
ſtelle zu ſtellen. Ueber den Antrag wird im Beſchwerdeverfahren entſchieden. 

(3) Der Senat kann Durchführungsbeſtimmungen erlaſſen. 

Der § 13 erhält als Satz 2 folgenden Zuſatz: 

§ 305 Abſ. 2, 3 des Steuergrundgeſetzes iſt entſprechend anzuwenden. 

Hinter § 14 werden als 88 14a und 14 b folgende neuen Beſtimmungen eingefügt: 
§ 14a. 

(1) Zur Deckung der Koſten für die Abnutzung der Wege durch die Kraftfahrzeuge wird 
ein allgemeiner Zuſchlag zur Kraftfahrzeugſteuer erhoben. Der Zuſchlag gilt als Steuer im 
Sinne dieſes Geſetzes. \ 

(2) Bis zum 31. März 1930 beträgt der Zuſchlag 25 vom Hundert. Für die ſpätere Zeit 
wird der Zuſchlag für jedes Rechnungsjahr im voraus von dem Senat nach Anhörung der 
Verbände der Steuerpflichtigen feſtgeſetzt; er iſt einheitlich zu bemeſſen und darf 25 vom Hun— 
dert nicht überſteigen. 

(3) Der in Abſ. 1 und 2 genannte Zuſchlag gilt jeweils für die Steuerkarten, deren Gül⸗ 
tigkeitsdauer in dem Rechnungsjahr beginnt, für das der Zuſchlag feſtgeſetzt worden iſt. Im 
Falle der Umſchreibung einer Steuerkarte iſt der Beginn der Gültigkeitsdauer der urſprüng⸗ 
lichen Steuerkarte maßgebend. 

$ 14 b. | 

() Das Aufkommen an Kraftfahrzeugſteuer ift in voller Höhe — abzüglich 4 v. H. für die 

Verwaltung der Steuer durch den Staat — für den Bau von Automobilſtraßen, für die An⸗ 
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paſſung beſtehender Chauſſeen und Straßen an die Bedürfniſſe des Kraftfahrzeugverkehrs 
und für die Unterhaltung ſolcher Straßen zu verwenden. me 
(2) Zu diefem Swede erhalten von den zur Verteilung fommenden Beträgen: 


bets Staab acre x ae MOL ai, 
die Stadtgemeinde Danzig 10 v. H., 
der Stadtkreis Zoppot e KORG 1 e. 


die Kreiſe Gr. Werder, Dzg. Höhe, Dzg. Niederung 30 v. H. 5 1 
(3) Der auf die Geſamtheit der Landkreiſe entfallende Anteil iſt von den Landkreiſen im 
gegenſeitigen Einvernehmen auf die Kreiſe unterzuverteilen. Kommt eine Einigung hierüber 
bis zum Beginn des Etatsjahres nicht zuſtande, ſo erfolgt die Verteilung je zur Hälfte nach 
der Bevölkerungszahl, die auf Grund der letzten Volkszählung feſtgeſtellt iſt und nach der vom 
Senat feſtzuſtellenden Länge der befeſtigten Landſtraßen außerhalb der geſchloſſenen Ortſchaften 
nach dem Stande vom 31. Dezember des verfloſſenen Jahres. 
Die Verteilung zwiſchen den Stadtkreiſen erfolgt in entſprechender Weiſe. 
XIV. Dem § 15 wird als Satz 3 folgende Beſtimmung angefügt: ’ 
Der Senat kann ferner für Kraftfahrzeuge, die zum dauernden Verbleib in das Aus⸗ 
land fahren, Steuerermäßigungen oder ſonſtige Erleichterungen anordnen. 
Artikel ll. i 
Der Senat wird ermächtigt, den Wortlaut des Kraftfahrzeugſteuergeſetzes unter Berückſichtigung 
der bisher erfolgten Aenderungen, auch in Zuſammenfaſſung mit anderen Verkehrsſteuergeſetzen im 
Geſetzblatt bekanntzugeben und die erforderlichen Uebergangsbeſtimmungen zu erlaſſen. 
Artikel III. N 
Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. April 1929 in Kraft und findet Anwendung auf alle Steuerkarten, 
deren Gültigkeitsdauer nach dem 31. März 1929 beginnt. Steuerkarten, deren Gültigkeitsdauer vor dem 
1. April 1929 beginnt, bleiben bis zu ihrem Ablauf gültig und unterliegen den bisher geltenden Vor⸗ 
ſchriften. ö 


Danzig, den 18. März 1929. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Kamnitzer. 


12 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
eſetz 
zur Aenderung des übernommenen Geichs⸗) Stempelgeſetzes. 
Vom 18. 3. 1929. 


Artikel!. 
Das übernommene (Reichs-) Stempelgeſetz vom 31. Juli 1913 — RGBl. S. 639 — in der durch 
die Geſetze vom 26. Juli 1918 — RGBl. S. 799 — vom 19. September 1923 — Geſ. Bl. S. 967 
—, die Verordnungen vom 23. Oktober 1923 — Geſ. Bl. 1081 —, vom 4. Juli 1924 — Geſ. Bl. 
S. 255 — und das Geſetz vom 27. März 1926 — Geſ. Bl. S. 105 — geänderten Faſſung wird 
hinſichtlich der Geſellſchaftsſteuer (Tar. Nr. 1 A), Wertpapierſteuer (Tar. Nr. 18 — 3 A), Börſen⸗ 
Umſatzſteuer (Tar. Nr. 4) und Geldumſatzſteuer (Tar. Nr. 10), wie folgt abgeändert: 
b Geſellſchaftsſteuer: | 
1. Der Art. II $ 1 des Geſetzes vom 19. September 1923 — Gel. Bl. S. 967 — in der Faſſung 
des Art. II Abſ. 2 Buchſt. e der Verordnung vom 23. Oktober 1923 — Geſ. Bl. S. 1081 — 
wird aufgehoben. 
Die Tarifnummer 1 A (Geſellſchaftsverträge) erhält in der Spalte 4 (Berechnung der 
Stempelabgabe) folgende 


Anmerkung: g 
Bei der Berechnung der Steuer ſind Pfennigbeträge derartig nach oben aufzurunden, daß 
ſie durch zehn teilbar ſind. g 
2. In der Tarifnummer 1A a (Errichtung von inländiſchen Aktiengeſellſchaften oder Komman⸗ 
ditgeſellſchaften auf Aktien ſowie die Erhöhung des Grundkapitals ſolcher Geſellſchaften) werden 
Abel die Steuerſätze zu Abſ. 1 von 5 v. H. durch 3 v. H., zu Abſ. 2 von 3 v. H. durch 1¼ v. H. 
a erſetzt. f 
3. Die Tarifnummer 1A b Errichtung von Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung ſowie die 
Erhöhung des Stammkapitals und die Einforderung von Nachſchüſſen bei ſolchen Geſell— 
ſchaften) erhält folgende Faſſung: TEN nS 


Gegenſtand 
. [der Beſteuerung 


Die Errichtung von Geſellſchaften 
mit beſchränkter Haftung ſowie die 
Erhöhung des Stammkapitals und 
die Einforderung von Nachſchüſſen 
bei ſolchen Geſellſchaften .. 
Soweit die Erhöhung des 
Stammkapitals oder die Ein⸗ 
forderung von Nachſchüſſen zur 
Deckung eines Verluſtes am 
Stammkapital (Beſeitigung oder 
Verhütung einer Unterbilanz) er- 
forderlich ijt, unterliegen die Ra- 


(1) 


rung der Nachſchüſſe nur einem 
Steuerſatz von 1½ vom Hundert. 


pitalerhöhung und die Einforde- | 


Berechnung der Stempelabgabe 


— des Stammkapitals oder des Betrages der 
Erhöhung dieſes Kapitals zuzüglich des Wertes 
der von den Geſellſchaftern außer der Leiſtung 
der Stammeinlagen übernommenen Leiſtungen 
oder des Betrags der eingeforderten Nach— 
ſchüſſe. Werden die Geſchäftsanteile nicht 
gegen Barzahlung übernommen, ſo tritt an die 
Stelle des vorbezeichneten Wertes der Geſamt⸗ 
wert der Gegenleiſtungen. 


Der Abſchnitt „Erhöhung“ fällt fort. An die Stelle der Ziffer 1 der Zuſätze zu a, b treten 


folgende neue Vorſchriften: 


wl. Bei der Verſchmelzung von Geſellſchaften der unter a) und b) bezeichnetern Art er- 


) 


mäßigt ſich die Steuer auf 1½ v. H. der Erhöhung des Grund- oder Stammkapitals, 
inſoweit das Vermögen der einen Geſellſchaft als Ganzes mit oder ohne Wuseinander- 
ſetzung an eine andere Geſellſchaft gegen Gewährung von Geſellſchaftsrechten der auf— 
nehmenden Geſellſchaft übertragen wird. f 

2. Bis zum 31. März 1931 wird die Steuer für die Errichtung von Geſellſchaften der unter 
a) und b) bezeichneten Art ſowie für die Erhöhung ihres Grund- oder Stammkapitals 
nur in Höhe von 1 v. H. des Grund- oder Stammkapitals oder der Erhöhung des 
Kapitals und in den Fällen der Tar. Nr. 1 A a Abſ.2 und Tar. Nr. 1 A b Abſ. 2 in dem dort 
erwähnten Umfange nur in Höhe von % v. H. der Erhöhung des Grund- oder Stammkapi⸗ 
tals oder der Nachſchüſſe erhoben. Der Steuerſatz / v. H. der Erhöhung des Grund- oder 
Stammkapitals findet bis zum 31. März 1931 auch Anwendung für die Verſchmel— 
zungen von Geſellſchaften im Sinne und im Umfange der Ziffer 1. 


Die bisherigen Ziffern 2—5 der Zuſätze a), b) erhalten die Bezeichnung 36.“ 


4. In der Tarifnummer 1 A c (Errichtung von offenen Handelsgeſellſchaften, Kommanditgeſell— 


ſchaften, Geſellſchaften des bürgerlichen Rechts und Genoſſenſchaften) wird in Ziffer 1 und in 
den Zuſätzen zu e Ziffer 2 der Steuerſatz von */,) v. H. durch den Steuerſatz von / v. H. 


erſetzt. y 
Ferner find in Spalte 3 einzufeßen: 


zu Ziffer 1 ein Mindeſtſteuerſatz von 15,— G, 
” ” 2 ” Steuerſatz ” . G, 
” ” 3 ” ” ” 8.— G, 
zu Ziffer 2 der Zufäße zu e) ein Mindeſtſteuerſatz von 1,50 G und 12, — G einzuſetzen. 

Im Abſchnitt „Zuſätze zu c)“ wird hinter Ziffer 2 folgende neue Vorſchrift eingeſchoben: 
„2. à) Gehören zu den perſönlich haftenden Geſellſchaftern einer Geſellſchaft der unter 
Tarifnummer 1 A c bezeichneten Art Geſellſchaften der unter Tarifnummer 1A a 
oder b bezeichneten Art, ſo wird die Geſellſchaft nach den für die perſönlich haf⸗ 

tende Geſellſchaft geltenden Beſtimmungen unter 1 A a oder 1 A b behandelt.“ 


5. In det Tarifnummer 1 A e (Ueberlaſſung von Rechten an dem Vermögen der unter Tarif- 


nummer 1 A b und c bezeichneten Geſellſchaften) ijt in Spalte 3 


zu Ziffer 1 « ein Mindeſtſteuerſatz von 12,— G 
pies zu Ziffer 1 / ein Mindeſtſteuerſatz von 4,— G 
einzuſetzen. ö 8 N 


N Wertpapieritener. 
6. In der Tarifnummer 1 B (Kuxe) wird der Steuerſatz im 
Abſ. 1 von 6,— 6 durch 3,— G und in 
x Abſ. 2 von 5 v. H. durch 3 v. H. vom Betrage der Einzahlung, und zwar in Abſtufungen 
; von 0,30 G für je 10,— G oder einen Bruchteil dieſes Betrages erſetzt. 
f 7. Die Tarifnummer 1 C (Ausländiſche Aktien), wird geſtrichen. 


8. In der Tarifnummer 2 (Schuld- und Rentenverſchreibungen) wird in Abf. 1 zwiſchen den 
Worten „in Teilabſchnitten ausgefertigt und mit Zinsſcheinen uſw.“ das Wort „und“ durch 
das Wort „oder“ erſetzt, der Steuerſatz zu b von 3 v. H. durch 2 v. H. erſetzt, die Poſiti⸗ 
onen Buchſtabe e und d ſind zu ſtreichen. ase 

In der Spalte 4 — Berechnung der Stempelabgabe — ift im Abi. 1 hinter den Worten 
„vom Nennwert“ ſtatt des Kommas ein Punkt zu ſetzen; der darauf folgende Teil des Satzes, 
beginnend mit den Worten „und zwar“ und ſchließend mit den Worten „für je angefangene 
20 Gulden“ wird durch folgende Sätze erſetzt: 

„Die Steuer wird berechnet vom Nennwert, und zwar in Abſtufungen für je 10,— 8 
oder einen Bruchteil dieſes Betrages zu ö ! 

a) von 5 Pfennig, 

b) ” 20 ” . : 3 $ 
Die Steuer beträgt mindeſtens 10 Pfennig. Höhere Steuerbeträge find derart nach oben 
hin aufzurunden, daß ſie durch 10 teilbar ſind.“ 

Im Abſchnitt „Zuſätze“ wird hinter Ziffer 3 folgende neue Vorſchrift als Ziffer 4 an- 
gefügt: ae 

„4. Der Senat kann die Wertpapierſteuer für von inländiſchen Schuldnern ausgegebene 

Schuldverſchreibungen, die im Ausland zahlbar ſind, bis auf den zu a) bezeichneten 
Betrag ermäßigen. bi 
Dies gilt nur, falls die Steuerſchuld bis zum 31. Dezember 1930 entſtanden iſt.“ 

Im 8 11 Abſ. 1 des Geſetzes werden die Worte „im Inland“ ſtatt zwiſchen den Worten 

bezeichneten Art“ und „ausgibt“ zwiſchen die Worte „ausgibt“ und „veräußert“ geſtellt. 

Im $12 Abſ. 1 des Geſetzes werden hinter dem Wort „Wertpapiere“ die Worte „oder von 
inländiſchen Schuldnern im Auslande auszugebende Wertpapiere“ eingefügt. 

Der § 14 Abſ. 3 des Geſetzes wird geſtrichen. 

9. In der Tarifnummer 3 (Genußſcheine) werden die Steuerſätze 
zu a von 25, — G durch 2, — G, 
zu b von 5 v. H. durch 3 v. H. des Wertes der Gegenleiſtung, und zwar in Abſtufungen 

von 0,30 G für je 10, — G oder einen Bruchteil dieſes 
Betrags mindeſtens aber 3,— G, 
erſetzt. f Ks 
10. Die Stempelabgabe für Gewinnanteilſcheinbogen und Zinsbogen aus der Tarifnummer 3 A 


fällt fort. Die auf dieſe Tarifnummer bezüglichen Vorſchriften in den SS 10—17 des Geſetzes 
treten außer Kraft. 


Börſenumſatzſteuer. 
11. Die Tarifnummer 4 (Kauf- und ſonſtige Anſchaffungsgeſchäfte) erhält folgende Faſſung: 
4 Kauf: und Anſchaffungsgeſchäfte. 


Die Börſenumſatzſteuer beträgt für je 100, — G vom Wert des Gegenſtandes oder einen Bruch— 
teil dieſes Betrages bei 
a) Kauf- und ſonſtigen Anſchaffungsgeſchäften über Haat 5 
1. Schuld- und Rentenverſchreibungen der Freien Stadt Danzig, inländiſcher Gemeinden 
(Gemeindeverbände) und inländiſcher Gemeindekreditanſtalten ſowie Schuld- und Renten- 
verſchreibungen des Deutſchen Reichs, der deutſchen Länder, Gemeinden (Gemeindeverbände) 
und Gemeindekreditanſtalten, ſofern dieſe Verſchreibungen vor dem 10. Januar 1920 aus- 
een e,, ß Bg RER 
2. Schuld- und Rentenverſchreibungen inländiſcher Körperſchaften ſtädtiſcher oder 
ländlicher Grundbeſitzer, inländiſcher Grundkredit- und Hypothekenbanken, in⸗ 
ländiſcher Schiffspfandbrief- und Schiffsbeleihungsbanken, inländiſcher Sied⸗ 
lungsgeſellſchaften, inländiſcher Eiſenbahngeſellſchaften und inländiſcher Geſell— 


ſchaften, die dem Bau oder Betriebe von Waſſerſtraßen dienen, ſofern die 
Schuld⸗ und Rentenverſchreibungen mit ſtoatlicher Genehmigung ausgegeben 
ſind, ſowie Schuld- und Rentenverſchreibungen der reichsdeutſchen Körper— 
ſchaften, Banken und Geſellſchaften der vorbezeichneten Art, ſofern die Ver— 
ſchreibungen vor dem 10. Januar 1920 ausgegeben worden find, . . .. 0,03 &, 


3. nicht unter 1) und 2) fallende inländiſche oder ihnen gleichgeſtellte (reichs⸗ 
deutſche) ſowie ſämtliche anderen ausländiſchen Schuld- und Rentenverſchrei— 
j dcs Mi 
4. inländiſche und ausländiſche Aktien, Aktienanteilſcheine, Reichsbankanteilſcheine, 
Anteilſcheine von reichsdeutſchen Kolonialgeſellſchaften, Anteile an bergrecht⸗ 
lichen Gewerkſchaften oder die darüber ausgeſtellten Urkunden (Kurſcheine, Be- 
zugsſcheine, Abtretungsſcheine) Genußſcheine , ae 0,075 G. 


Der Wert des Gegenitandes wird nach dem vereinbarten Kauf- oder Lieferungspreiſe, 

ſonſt durch den mittleren Börſen⸗ oder Marktpreis am Tage des Abſchluſſes beſtimmt. Die 

E zu den Wertpapieren gehörigen Zins- und Gewinnanteilſcheine bleiben bei Berechnung der 

Abgabe außer Betracht. Ausländiſche Werte werden nach den vom Senat feſtgeſetzen Mittel- 
werten umgerechnet. 


Die Steuer beträgt in allen Fällen — auch wenn die Steuer nur im halben Betrage 
zu entrichten iſt — mindeſtens 10 Pfennige. Höhere Steuerbeträge ſind auf volle 10 Pfennig 
aufzurunden. f 


In den „Zuſätzen“ wird in Ziffer 3 der Abſatz 1 vollſtändig und in Abſatz 2 das Wort 
„ferner“ geſtrichen. t 
In den Ermäßigungen werden 
die Ziffer 1 geſtrichen, r 
zu Ziffer 2 in Abſatz 1 die Worte „an demſelben Tage oder an zwei unmittelbar auf⸗ 
15 . einanderfolgenden Börſentagen“ durch die Worte „innerhalb vier aufeinanderfol⸗ 
* gender Börſentage“ erſetzt und dem Abſatz 1 folgender Satz angefügt: „Die Steuer 
5 f beträgt mindeſtens 10 Pfennige. Höhere Steuerbeträge ſind auf volle 10 Pfennig 
ei aufzurunden.“ ’ 
In den „Befreiungen“ erhält die Ziffer 2 folgende Faſſung: 
„für die Zuteilung von Aktien und Anteilen der in Nr. a Ziffer 4 genannten Art, Ge— 
nußſcheinen ſowie Schuld- und Rentenverſchreibungen an den erſten Erwerber.“ 
Zu 4b erhält die Spalte 4 — Berechnung der Stempelabgabe — folgende Faſſung: 
„vom Werte des Gegenſtandes des Geſchäfts in Abſtufungen von 0,04 G für je 
N 100,— G oder einen Bruchteil dieſes Betrages. Das zu a) Geſagte über die Mindeit- 
a a fteuer und die Abſtufungen gilt entſprechend.“ : 
Im § 23 des Geſetzes werden in Abſatz 2 die Worte hinter „ſo“ des erſten Satzes bis 
Ki „Kommiſſionär des Dritten“ im zweiten Satze erſetzt durch die Worte: 5 
ER „bleibt das Abwicklungsgeſchäft zwiſchen ihm und ſeinem Kommittenten von der Steuer 
befreit, wenn er“. a 
Im 8 24 werden: N 119 
im Abſatz 1 die Worte „und zwar bei Tarifnummer 4a 1 bis 5 des ermäßigten“, 
der Abſatz 2 vollſtändig, 8 
s im Abſatz 3 die Worte „der Vorſchrift“, „Ermäßigungen“, „Nr. 1“ 
gebſtrichen. 
f Geldumſatzſteuer. 
12. Die Tarifnummer (Geldumſätze) und die 8s 76 bis 78 des Geſetzes werden aufgehoben. 


Artikel III. 


„Das Geſetz tritt für die Vorſchrift der Ziffer 12 des Artikels I am 1. Januar 1929, im übrigen 
am 1. April 1929 in Kraft. ; 


1 ctw Danzig, den 18. März 1929, 


5 Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
575 Dr. Sahm. Dr. Kamnitzer. 


A a 
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) 


Zweite Verordnung 
über Jahresarbeitsverdienſte (Durchſchnittsheuern) in der See⸗Unfallverſicherung nach der Reichs⸗ 
verſicherungsordnung. Vom 19. 3. 1929. 
Auf Grund des § 1070 der Reichsverſicherungsordnung in der Faſſung des Geſetzes vom 
27. September 1921 (Geſetzblatt S. 197) wird folgendes verordnet: 


8 1. 
Für die Berechnung der Jahresarbeitsverdienſte nach den 88 1067 bis 1069 der Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung für diejenigen Perſonen, die zur Beſatzung Danziger Seefahrzeuge gehören, werden Durch⸗ 
ſchnittsheuern in nachſtehenden Beſtimmungen feſtgeſetzt: 


— — — — ——uT—— ͤ ͤ e᷑ͥ̃— —————— ST 


Durchſchnittliche 
Monatsheuer 
einſchl. e Cok 
Bezei d Schiffsb örend einnahmen mi 
ezeichnung der zur Schiffsbeſatzung gehörenden Perſonen Ausnahme des 
Wertes der 
Beköſtigung 
Gulden 
A. Seeſchiffe von 100 und mehr Bruttoregiſtertons (B.⸗R.⸗T.), mit Ausnahme g 
der Segelſchiffe mit und ohne Hilfsmotor unter 125 B.⸗R.⸗T. 
I. Kapitäne: f 
a) auf Dampfichiffen und Schiffen mit Hauptmotoren: 
an an hee 810, — 
Rn eng ome TA ed REVS EN AN 725,— 
3. auf Fahrzeugen von 100 bis 400 B.⸗R.⸗T. in allen Fahrten 600,.— 
b) auf Segelſchiffen: 
e ER ach NEUN ocala RN ENG 810,— 
., DB eee NE a ne 725,— 
/ / ae 600,— 
II. Schiffsoffiziere: 
a) in der großen Fahrt einſchl. Großbritanien (Weſtküſte) und Irland: 
% % %%/%m % ᷑ fwe e SOTA aS , , . 450,— 
2 FA 5 ID nene An ne hs ut Hapa 360,— 

PX Dh aon 3 a 3 KOREA N RNIT kal SR 275, — 
1 5 1 aaa © DT eer + a ae a iS tO 205,— 
de nah TTT ees nk 660, — 
l 1 VV d Many EAN sy ck aa Se ARE 450,— 
3. i 4 Pa ERDE ERE e 360,— 
33 i 5 BEER ACE ENS Le} CRMC Ur RR 275,— 

b) in der Nord- und Oſtſeefahrt: 
/ % Gini, Sie Arie · anand 360, — 
2. „ „ " und 1. e , LO ES TAN 265,— 
8, 2. „„ i 210,— 
1. Offiziere des Maſchinendienſtes JJV 485,— 
2. X 7 , . IB ee 13 ehe 360, — 
. i „%%% -˙⁰ꝛnt PNM CRAIN OT Shika AR ca BA ae 265,— 
e) auf Seeſchiffen von 100 bis 400 B.⸗R.⸗T. in allen Fahrten: 
1. Offiziere des %%% ß Aneta BUT? ARE RAR Waren Gos 285,— 
a) , ME inhi ate 230,— 
8 Offiziere des Maſchinendienſtes e n 360,— 
2. * 7 WET neee sel RY A ek aes are \ 275,— 


Durchſchnittliche 
Monatsheuer 
i einſchl.aller Neben⸗ 
Bezeichnung der zur Schiffsbeſatzung gehörenden Perſonen | einnahmen mit 
Ausnahme des 
Wertes der 
Beköſtigung 


Alleinoffiziere a i shea oe 
e ,,, nA 1 360,— 
f A 5 Moſchinendienſtees „ e ga 365,— 


Deckperſonal: 

Bootsleute, Zimmerleute und /// a V EN FR u DRAN ORDER 210,— 
„%% %%%%ↄ ⁵ . y Me 200,— 
„% V/ ß). PNM INE Lam hie 15 185,— 

%%% ͤ C0000 ¼ ¼ ¼ ᷑ ü 90,— 

Jung⸗ und Halbmänner %%% ᷑ eds 65, 


e e „ N EN ER STERBEN ER 


. Mafchinenperfonal: a 
Maſchinen- und Elektrikeraſſiſtenten mit oe 1 Jahr Fahrzeit als Aſſiſtent, 
Mafchinenunteroffiziere, Lagerhalter, Oberheizer, Schmierer, ee 
und Schmiede 
Aſſiſtenten mit weniger als einem Jahr Fahrzeit als 1 
%%% NE wee EEE. IR IE RAN 
Kohlenzieher (Trimmer). 


210,— 
175,.— 
200,— 
175,— 


Ss EO AM OE ONTO RS: On Tia v, TE , Tee gle ELIA OLN be 


neee eee Maar ee ire 


Anderes Perſonal auf e 
Köche „ wy ONG ak aL ie 


225, — 
ür, REINE ane eR Leth ERR CCN REDE 180,— a 
Stewards, Alleinſtewards, ns agit und gelernte Schlächter, Bäcker u. dergl. 155,— 
Kochs maten „ V HA RUD CRE BUTE a MS ~ 130,— 
Win a Sangli) AO Ae clans a ee 90,— 


STARTE Ra NS BLE. ee ee a LIE Oy ie WRB eee 


0 Anderes Perfonat aad Rolfediertgtiien: 
Zahlmeiſter 


. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . aA Rat OARS Dan? 


Zahlmeifteraffiftenten .. . 2.22... RER 
MMR a 
Oberſtewards . 
Oberſtewardaſſiſtenten ſowie 1. Stewards, 0 und Gepäckmeiſter 
Ain TTT geet a tre My RE 
1 Anrichteköche „ e REM NN 


RL REDEN. AK NN AR ART RR ra Rohe MALT wh ar | 
PN EN Bea ak ie 


bf RA, a nS Sole) Ta REN" dennen 


We NAST ON NCR, NS SMA ORC Na Ne nne 


RN TE Fe TA Re ahr ees ET ER Loe Ok Nat a AU Aas eam far (Ube yrebe ie) a nt ites Oe 


Stewards (auch Muſiker, und Drucker), . ſowie gelernte Schlächter, 
Bäcker und dergl. i 
Stewardeſſen und Plätterinnen »‚„ en a 
Mebraumftewards .. ..... e ; 
RMA GS o, mr ca hai Pe meni % 
ee (unterchefs) . 


een 


PEN Ko ee 


Ta ok Carn Nee ae Han ee 7 Ne 


. 
» 
5 
i 
\ 

! 
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ind 


Durchſchnittliche 


Monatsheuer 
einfchl.aller Neben⸗ 
Bezeichnung der zur Schiffsbeſatzung gehörenden Perſonen einnahmen mit 
; Ausnahme des 
Wertes der 
Beköſtigung 
Gulden 
1. Köche oder leitende Köche auf Schiffen mit Paſſagieren ohne Oberkoch, wenn 
mindeſtens ein weiterer Koch beſchäftigt wird 325,— 
2. Köche, Alleinköche und 1. Konditoren . 265,— 
Sy Pode: und . aware ne eR ae Gh, RON ER take age 210. 
VVV%%%% /// ß 165,— 
PUSAN, ic: hee Ey aaa ar ee 33 %%F Wnts Wier ea EN 135,— 
Kochsjungen und Meßraumjungen .. ee es 40,.— 
Proviantverwalter und Proviantaufſeher (Miiper). . . 2 2... mn nen 210,— 
Wach wieter, :Bobenieiten, Turnwar e ae 230,— 
TTT! RIOR kh para ß ̃ 150,— 
Dherativdider ae es ie ite N RETURN RN AN Sconce De . 190,— 
PURE a a raise Bae Nien AR aeae TR Et Gale tele aT aa ae at 115,— 
Heilgehilfen und ſonſtiges Krankenpflegeperſonal ER N EN 165,— 
VII. Techniſches Perſonal auf Kabelſchif fen: ) 
Kabelingenieure, 1. Meßingenieure >. 2. 2.22... „„ 660,—- 
Raeltechiitoys une bei) ee ln ches 360,— 
Rabelinatepjen. und Kabelärbeiter , . 8 200,— 
B. Fiſchereifahrzeuge.“) 
Kapitäne auf Fiſchdampfern it e e a e 810,— 
Kapitäne auf Dampfloggern | Se eee 8 635,— 
m „ Motorloggern in der Heringsfiſcheri gm . 500,— 
i „ Segelloggern J | e 375,— 
E Seu nenen 8 360,— 
2. Steuermänner oder Beſtmänner auf Fiſchdamp feen e 280,— 
Steuer⸗ und Beſtmänner auf Heringsloggern aller uullclk 215,— 
1. Maſchiniſten anf Alapatinferi.. iss Veep ie had he aie nn 385,— 
n Ve nce ‘ul A en erie oon ries ayn 810; 
Maſchiniſten auf Heringsloggern ann Art F 310,— 
Nezzmacher, Köche, Matroſen und Hetzer os wh a a as 250,-— 
Lenhansteee Zn a an FR 105,— 
Jung und San aa are ot Ge ail, weit iat TR 68, 
Aufn. RE URN RT 50,— 
C. Segelidijfe von weniger als 125 Bruttoregiſtertons und andere Seeſchiffe 
von weniger als 100 B.⸗R.⸗T. 
%%// ů ̃ ᷣͤ R! ⁊⁊̃ ̃⁊ ᷑⁊ æ p ̃ , ĩ ar 285,— 
GRAIN FRR SER TTT 205,— 
Heiger und Motorbedienungsmannſchaften JC 155,— 
Mh ea LE „ Fi 140,.— 
hne Wai ala al RR > MAL ahah a AN ee 2 65,— 
LT iia oa // TTT EURE U. 40,— © 


Anmerkung: a 
1. für Schiffsoffiziere, die nebenher Funkdienſte leiſten, erhöht ſich die Heuer: 
a) auf Schiffen mit Funkbeamten um 35, — Gulden 
W „ohne rs 90,— a 
2 Die Offiziere des Maſchinendienſtes werden bei Segelſchiffen mit Hilfsmotoren — 
eine Stufe niedriger eingeordnet als bei Dampſfſchiffen. 


*) Für die Beſatzung ſonſtiger anderer als der hier aufgeführten Hochſeefiſchereifahrzeuge, ſoweit ſie nicht Fi 
betriebe (§ 1120 RVO.) darſtellen, gelten die für Heringslogger feſtgeſetzten Durchſchnittsſätze entſprechend. 


§ 2. 
Zu den Sätzen dieſer Zuſammenſtellung wird als Geldwert der auf Seefahrzeugen gewährten 
Beköſtigung ein Durchſchnittsſatz hinzugerechnet, und zwar 


a) für die auf Paſſagierdampfern über 5000 Bruttoregiſtertons in großer Fahrt beſchäftigten 
Kapitäne, 1. Offiziere des Deck und Maſchinendienſtes, Arzte und Zahlmeiſter auf 75, — Gulden 
für den Monat und 900, — Gulden für das Jahr; 


b) für das geſamte übrige auf Seeſchiffen beſchäftigte Perſonal auf 50,— Gulden für den Monat 
und 600, — Gulden für das Jahr. 


8 3. 
Das Zwölffache der nach den $$ 1 und 2 dieſer Verordnung feſtgeſetzten Monatsbeträge gilt als 
Jahresarbeitsverdienſt der einzelnen Klaſſen der Schiffsbeſatzung. 
8 4. 
Dieſe Feſtſetzungen gelten einheitlich für das Gebiet der Freien Stadt Danzig. Sie gelten nicht 
für die Beſatzung der Schlepper und Leichter. 


| § 5. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Januar 1929, für die Krankenverſicherung der Seeleute mit 
dem 1. April 1929 in Kraft. f 


Die Berechnung der Anſprüche aus Unfällen, die ſich in der Seeſchiffahrt nach dem 31. Dezember 
1928 ereignet haben, erfolgt nach den Vorſchriften dieſer Verordnung. 
Danzig, den 19. März 1929. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Wiereinski. 


14 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 


über die Altersverſorgung der Hebammen. 
Vom 19. 3. 1929. 


Bly 


Hebammen im Sinne dieſes Geſetzes find Frauen, die ein vom Senat der Freien Stadt Danzig 
anerkanntes Hebammen-Prüfungs-Zeugnis beſitzen (§ 30, Abſ. 3 der Reichsgewerbeordnungh. 


8 2. 


(1) Hebammen, die ſich im Gebiet der Freien Stadt Danzig vor dem 1. Oktober 1928 nieder- 
gelaſſen haben und die ihren Beruf mindeſtens zehn Jahre ſelbſtändig im Gebiet der Freien Stadt 
Danzig ausübten, haben Anſpruch auf Altersverſorgung, 6 

a) wenn ſie nach Vollendung des 65. Lebensjahres auf die Ausübung des Berufes dauernd verzichten, 


b) wenn ſie durch Krankheit oder andere Gebrechen zur Ausübung ihres Berufes dauernd un— 
fähig werden. fi 


(2) Hebammen, die ſich nad dem 1. Oktober 1928 im Gebiet der Freien Stadt Danzig nieder⸗ 


laſſen, erwerben den Anſpruch auf Altersverſorgung, ſobald ihre Niederlaſſung als im öffentlichen In- 
tereſſe liegend vom Senat (Abteilung 8 II) anerkannt wird. Die Wartezeit beginnt dann mit dieſem 
Zeitpunkt. 

(3) Von der zehnjährigen Wartezeit kann abgeſehen werden, wenn die Hebamme durch einen 
im Beruf erlittenen Unfall oder Schaden dauernd berufsunfähig geworden iſt. 

(4) Vorübergehende Unterbrechung der Berufstätigkeit bis zu drei Monaten oder Berufsunfähig— 
keit durch Krankheit kann auf die Wartezeit angerechnet werden. 
* 


§ 3. 


Der Anſpruch auf Altersverſorgung erliſcht, wenn der Hebamme im Verwaltungswege das Prü— 
fungszeugnis entzogen wird. . N 
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§ 4. 

(1) Mit dem Beginn des Bezugs der Altersverſorgung darf die Hebamme ihren Beruf nicht 
mehr ausüben, es ſei denn, daß ein Notfall vorliegt. Ein ſolcher wird nur anerkannt, wenn es nicht Ma. 
möglich ijt, eine noch berufstätige Hebamme oder einen Arzt rechtzeitig hinzuziehen. ore 

(2) Das Prüfungszeugnis ift nach Eintritt der Altersverſorgung ſofort an den Vorſtand des zu— 
ſtändigen Medizinalbezirks abzugeben, der es an den Senat weitergibt. i 

(3) Das Aufhören der Berufstätigkeit wird im Staatsanzeiger bekannt gemacht. 


el 
(1) Die Altersverſorgung beträgt monatlich 
a) 100 — einhundert — Gulden für Hebammen, die nicht der Verſicherungspflicht nach dem 
Angeſtelltenverſicherungsgeſetz vom 12. 10. 1923 (Geſ. Bl. ©. 1193) und den dazu er⸗ 
gangenen Aenderungen unterliegen, 
b) 50 — fünfzig — Gulden für Hebammen, die der Verſicherungspflicht nach obigem Geſetz 
unterliegen. 
(2) Die Gewährung der Altersverſorgung tritt mit dem Erſten des Monats ein, der der Voll⸗ 
endung des 65. Lebensjahres oder der Feſtſtellung der Berufsunfähigkeit folgt. Die Zahlung erfolgt 


monatlich im voraus. 
(3) Im Todesfalle wird die Altersverſorgung noch für den auf den Sterbemonat folgenden 
Monat gezahlt. Die Zahlung erfolgt an die Stelle, die nachweislich für das Begräbnis geſorgt hat. 3 
(4) Berfiherungs- oder ſonſtige Renten ſowie andere Zahlungen aus öffentlichen Kaſſen und ap 
von ſeiten Dritter werden auf die Altersverſorgung nicht angerechnet. 5 


§ 6. ! a 
Die Altersverſorgung ruht: N) 
a) ſolange und ſoweit die Hebamme aus einer Stelle im öffentlichen Dienſt Vergütung, Rs 
Arbeitslohn oder ein Ruhegeld bezieht. Als Verwendung im öffentichen Dienſt gilt eine a 
Tätigkeit bei Staats- und Gemeindebehörden, Deichverbänden, öffentlich-rechtlichen Ver⸗ 0 
ſicherungsanſtalten, im Kirchendienſt, bei der Bank von Danzig, bei den Handels-, Land- 
wirtſchafts- und Handwerkskammern, den Krankenkaſſen, Berufsgenoſſenſchaften uſw. 
b) ſolange die Hebamme eine drei Monate überſteigende Freiheitsſtrafe verbüßt. 
Sind unterhaltspflichtige Angehörige vorhanden, ſo kann der Senat die Weiter⸗ 
gewährung der vollen Altersverſorgung oder eines Teiles derſelben genehmigen. 
c) ſolange die Hebamme ihren Wohnſitz oder dauernden Aufenthalt außerhalb des Gebietes 
der Freien Stadt Danzig, des Deutſchen Reiches oder Polens nimmt. a 
§ 7. 100 
Die Altersverſorgung fällt fort: N 
a) mit Ablauf des auf den Sterbetag der Hebamme folgenden Monats, sit 
b) wenn die Hebamme wegen eines Verbrechens rechtskräftig verurteilt worden iſt oder wenn 
eine rechtskräftige Verurteilung zum Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte wegen eines Ver⸗ 
gehens erfolgt iſt, mit der Rechtskraft des Urteils. 


§ 8. 
(1) Die Entſcheidung über die Erfüllung der Bedingungen für die Gewährung und die zeit⸗ 
weilige Entziehung der Altersverſorgung ſteht dem Senat (Abteilung S II) zu. 
(2) Ueber Beſchwerden entſcheidet der Senat endgültig. 


§ 9. h 
Die Vorſchriften dieſes Geſetzes gelten auch für die Hebammen, die bei feinem Inkrafttreten * 
nicht mehr berufstätig waren. i 
§ 10. 
Die Koſten der Altersverſorgung trägt die Staatskaſſe. 
§ 11. W 
Das Geſetz tritt mit dem 1. April 1929 in Kraft. b ER 


Danzig, den 19. März 1929. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. NY 
Dr. Sahm. Dr. Wiercinsti. a 


FRE, 50. 
15 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
| Geſetz 
über den Finanzausgleich. 
Vom 20. 3. 1929. 


; ze 
Der Senat wird ermächtigt, im Rechnungsjahre 1928 über den Etatsanſatz von 300000 G 
hinaus einen weiteren Betrag bis zu 1700000 G als Beihilfen des Staates an die Gemeinden 
und Gemeindeverbände zu überweiſen. Der Betrag iſt aus den Ueberſchüſſen zu entnehmen, die ſich 


im Rechnungsjahr 1927 bei der Bewirtſchaftung des Staatshaushaltsplanes ergeben haben. 


8 2. 

Die Verteilung erfolgt zur einen Hälfte nach dem Steuerſoll der Einkommens-, der Körper⸗ 
ſchafts-, Vermögens-, Umſatz⸗ und Gewerbeſteuer, zur anderen Hälfte nach der Bevölkerungsziffer. 

Die Ueberweiſung erfolgt vom Staat unmittelbar an die Stadtgemeinden, an die Landgemeinde 
Ohra und an die Gemeindeverbände. Die Gemeindeverbände haben aus ihren Zuweiſungen den 
übrigen Gemeinden Beihilfen zu gewähren, wobei leiſtungsſchwache und leiſtungsunfähige Gemeinden 
vorzugsweiſe zu berückſichtigen ſind. Die Stadtgemeinde Danzig hat an ihre eigenen Vorortgemeinden über 
10000 Einwohner ausgleichend von ihrem Anteit ſoviel zur Verfügung zu ſtellen, daß dieſen Vor⸗ 
ortgemeinden annähernd die gleiche Kopfquote wie Danzig zufließt. 

87 3. f 

Die Zahlung erfolgt zur einen Hälfte bei Inkrafttreten dieſes Geſetzes, zur anderen Hälfte 
ſpäteſtens am 15. März 1929. Für den Fall, daß die Jahresrechnung einer Gemeinde oder eines Ge— 
meindeverbandes für das Wirtſchaftsjahr 1928 nach Verbuchung des auf Grund dieſes Geſetzes zur 
Verfügung geſtellten Betrages mit einem Ueberſchuß abſchließt, iſt die Gemeinde oder der Gemeinde— 
verband verpflichtet, die gewährte! Beihilfe, bis zur Höhe des Ueberſchuſſes im Laufe des Rechnungs⸗ 
jahres 1929 an die Freie Stadt Danzig zurückzuerſtatten. 

a g § 4. 

Dieſes Geſetz tritt mit der Verkündung in Kraft. 

Die Ausführung erfolgt durch den Senat. 


Danzig, den 20. März 1929. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
AS Dr. Sahm. Dr. Kamnitzer. 


16 se Druckfehlerberichtigung 
zum Geſetz betreffend Errichtung von Arbeitnehmer-Ausſchüſſen vom 31. Auguſt 1928 (Geſ. Bl. S. 173) 
f und der Wahlordnung vom 18. September 1928 (Gef. Bl. S. 189). 


In § 15 Abſ. 3 Zeile 3 muß es ſtatt „Arbeitnehmerausſchuſſes“ heißen „Arbeiterausſchuſſes“. 

In § 23 Abſ. 2 Zeile 3 muß es ſtatt „in Betrieben mit Arbeitnehmern“ heißen „in Betrieben 
mit Arbeitern“. , 

In § 24 muß es ſtatt „Beſtätigung“ heißen „Betätigung“. . 

In § 27 Zeile 2 muß es ftatt „Verhältniszahl“ heißen „Verhältniswahl“. 

In § 29 Abſ. 2 Zeile 1 iſt hinter „Sitzungen“ ein Komma zu ſetzen. 

In § 30 Abſ. 1 Satz 2 muß es ſtatt „Sind“ heißen „Sie“. 

In $ 33 Abſ. 1 Zeile 3 muß es ſtatt „einen“ heißen „einem“. 

In § 39 Abſ. 2 Zeile 1 muß es ſtatt „einen“ heißen „einem“. 

In 8 44 Abſ. 2 Zeile 2 muß es ſtatt „(§ 5 Abſ. 4)“ heißen „($ 15 Abſ. 4)“. 

In 8 46 Abſ. 2 Zeile 2 iſt hinter „Recht“ ein Komma zu ſetzen. f 

In 8 51 Abſ. 2 Zeile 1 muß es ſtatt „Arbeitnehmeer“ heißen „Arbeitnehmer“. 

In § 52 Abſ. 2 Zeile 1 fällt das Komma hinter „Betriebe“ weg. f 

In § 65 Abſ. 1 Zeile 1 muß es ſtatt „für die ein Arbeitnehmerausſchuß“ heißen „für den ein 
Arbeitnehmerausſchuß“. aw 3 An 


a 9 6 66 Abf. 3 letze geile iſt hinter neren ein Komma zu teen 

In § 66 Ziffer 6 Zeile 3 ift hinter „unterſtützen“ ein Komma zu ſetzen. 

In § 71 Abſ. 1 Zeile 2 muß es ſtatt „den Betriebsausſchuß“ heißen „dem Betriebsausſchuß“. 

In Abſ. 3 Zeile 1 muß es ſtatt „der Betriebsausſchuſſes“ heißen „des Betriebsausſchuſſes“. 

In § 78 Ziffer 2 Zeile 4 fällt hinter „Stücklohnſätze“ das Komma oe 

In 8 3s letzte Zeile fällt das Wort „und“ weg. 

In 8 95 Wf. 4 Zeile 2 muß es ſtatt „Schlichtungsausſchuß“ heißen „Schlichtungsausſchuſſes“ und 
in der nächſten Zeile ſtatt „zurückgenommen“ heißen „zurückgenommen“. 

In 8 96 Zeile 4 muß es ſtatt „§ 95“ heißen „§ 94“. 
In § 3 W. O. Abſ. 2 Zeile 1 muß es ſtatt „Wahl“ heißen „Zahl“ und in Zeile 4 ſtatt 20% 


heißen „3“. 
In § 3 W. O. Abſ. 3 Zeile 4 muß es ſtatt „auszuhändigen“ heißen „auszuhängen“. 


Danzig, den 23. März 1929. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


» 


Bezugsgebühren Veel ie a) für dus rn für die 550 5 ig Rone A u. B je8,00G, b für 
den . ee 11 en Freie Stadt Danzig Teil I Ausgabe A u. 15 den „ er für die Freie 
Stadt Danzig 3,00 G. Beſtellungen haben bei 77 ne RN, zu erfolgen. Für Beamte fiehe 
. 1992, — 87) Bezugspreis zu a) 1,80 G, zu b 130 G. \ 
Einrückungsgebühren betragen für die 1 geile oder deren Raum = 0,40 Gulden. 
Belegblätter und einzelne Stücke werden zu den Selbſtkoſten berechnet. 
_Scheiftteitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und des Staatsanzeigers. — e von A. Schroth in Danzig. 
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